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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Wie Bundesrat Guy Parmelin bereits im Anschluss an die Volksabstimmung vom 25.
September 2016 angekündigt hatte, schickte der Bundesrat Anfang 2017 die
Verordnungen zum neuen Nachrichtendienstgesetz in die Vernehmlassung. Es
handelte sich dabei einerseits um die Verordnung über den Nachrichtendienst (NDV),
die dort greift, wo das NDG der Präzisierung bedarf. So werden darin etwa die
Zusammenarbeit des NDB mit in- und ausländischen Stellen, die
Informationsbeschaffung, der Datenschutz und die Archivierung, die Kontrolle, der
interne Schutz, die Sicherheitsmassnahmen sowie die Bewaffnung des NDB
konkretisiert. Andererseits handelte es sich um die Verordnung über die Informations-
und Speichersysteme des NDB, die technische Regelungen zum Betrieb, zum Inhalt und
zur Nutzung dieser Systeme enthält. In einer separaten Vernehmlassung, die im März
eröffnet wurde, holte der Bundesrat zudem Stellungnahmen zur Verordnung über die
Aufsicht über die nachrichtendienstlichen Tätigkeiten (VAND) ein. Diese dritte
Umsetzungsverordnung regelt administrative Fragen bezüglich der Aufsichtsbehörde
(AB-ND), die Kontrolle der Funk- und Kabelaufklärung durch die Unabhängige
Kontrollinstanz (UKI) sowie die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und der
Dienstaufsicht in den Kantonen. Für Kritik sorgte, dass die AB-ND administrativ dem
Generalsekretariat des VBS zugeordnet werden sollte. Das entspreche nicht dem Willen
des Parlaments, das während der Beratung des NDG den Bundesrat per Motion
(15.3498) dazu aufgefordert hatte, Möglichkeiten für eine Aufsicht ausserhalb der
Bundesverwaltung aufzuzeigen, monierte Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG)
gegenüber der Presse; nicht zuletzt habe das Versprechen einer starken und
unabhängigen Aufsicht Viele dazu bewogen, dem Gesetz in der Volksabstimmung
zuzustimmen. Weniger problematisch sahen dies Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ),
Präsident der GPDel und damit der parlamentarischen Oberaufsicht über den NDB,
sowie EDÖB Adrian Lobsiger, die beide die operative Selbstbestimmung der Aufsicht
durch deren rein administrative Ansiedlung beim VBS – überdies mit eigenem Budget –
nicht gefährdet sahen, wie sie in den Medien erklärten.
Daneben traf der Bundesrat weitere Vorbereitungen für die geplante Inkraftsetzung
des neuen NDG am 1. September 2017. So hob er in der bestehenden Verordnung über
den Nachrichtendienst des Bundes (V-NDB) die Vorschrift auf, dass der NDB
Informationen über das Inland und solche über das Ausland in intern getrennten
Organisationseinheiten beschaffen muss. Damit werde «ein letztes Überbleibsel» der
einst getrennten Inlands- und Auslandsnachrichtendienste abgeschafft, wie es in der
entsprechenden Medienmitteilung hiess. Die V-NDB wird mit Inkrafttreten des neuen
NDG ihre Geltung zwar verlieren, doch dass die Fusion im Hinblick auf das neue NDG
schon vorzeitig vollzogen werde, sei organisatorisch «sicher sinnvoll», zitierte die NZZ
GPDel-Präsident Kuprecht. Gemäss Bundesrat könne der NDB nun seine
Organisationsstruktur optimieren und Synergien nutzen. Zudem wählte der Bundesrat
im Mai – und damit fast ein halbes Jahr später als von Verteidigungsminister Parmelin
ursprünglich angekündigt – den Juristen Thomas Fritschi zum Leiter der AB-ND. Er
werde die Aufsichtsbehörde ab August organisatorisch und personell aufbauen, gab die
Regierung per Medienmitteilung bekannt.
In der Vernehmlassung wurden erhebliche Einwände hauptsächlich von Mitgliedern des
ehemaligen Referendumskomitees vorgebracht, darunter die Forderung, die AB-ND
ausserhalb der Bundesverwaltung anzusiedeln. Im Ergebnisbericht erläuterte das VBS,
dass dafür eine Änderung des formellen Gesetzes vonnöten wäre, weshalb dieser und
weitere Vorschläge nicht in den Entwurf übernommen wurden. Die Kantone als
Hauptadressaten des Verordnungsrechts sowie die KKJPD und die KKPKS unterstützten
die in den Vorentwürfen eingeschlagene Stossrichtung dagegen einhellig. Von ihnen
geäusserte Anpassungswünsche, wie auch die Empfehlungen des
Bundesverwaltungsgerichts und der GPDel habe der Bundesrat weitestgehend in die
Entwürfe übernommen, erläuterte er per Medienmitteilung. Die Sicherheitspolitischen
Kommissionen beider Räte nahmen darauf zur Kenntnis, dass die Regierung die
wichtigsten in der Vernehmlassung ausgesprochenen Empfehlungen berücksichtigt
habe und verzichteten auf weitere Änderungsvorschläge an den Bundesrat. Sie
sprachen sich für eine schnellstmögliche Inkraftsetzung des NDG und der
dazugehörigen Verordnungen aus, damit der NDB seinem Auftrag zum Schutz des
Landes nachkommen könne.

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.2017
KARIN FRICK
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Der Bundesrat verabschiedete die drei Verordnungen Mitte August und setzte sie
zusammen mit dem NDG auf den 1. September 2017 in Kraft. Ab dann kann der NDB
seine neuen Kompetenzen wahrnehmen und die neuen Überwachungsmittel einsetzen.
Einen Tag vor dem Inkrafttreten kündigte eine Handvoll Personen aus dem Umfeld der
Digitalen Gesellschaft an, beim NDB ein Gesuch um Unterlassung der neuen
Kabelaufklärung, d.h. der Durchsuchung des grenzüberschreitenden Internetverkehrs
nach Stichworten, einzureichen. Wie die Aargauer Zeitung berichtete, konnten sie
unter anderem den Schweizer Anwalt Edward Snowdens, Marcel Bosonnet, für ihre
Sache gewinnen. Dennoch rechneten sie nicht damit, dass der NDB ihrem Begehren
stattgeben werde, planten aber, anschliessend den Rechtsweg zu beschreiten, «notfalls
bis zum EGMR in Strassburg», wie die Zeitung den federführenden Anwalt und
Präsidenten von Grundrechte.ch Viktor Györffy zitierte. Spätestens dort würden sie
recht erhalten, zeigte sich Györffy überzeugt, denn die «anlasslose
Massenüberwachung», die der NDB von jetzt an praktiziere, verletze das Grundrecht
auf Privatsphäre, die Unschuldsvermutung und das Verhältnismässigkeitsprinzip. 1

Strafrecht

Der Bundesrat verabschiedete am 7. November 2012 eine Verordnung, welche die
Schaffung einer vom Bundesamt für Polizei geführten, zentralen Zeugenschutzstelle
vorsieht. Dadurch soll die Aussagenbereitschaft von Zeugen terroristischer
Gewaltkriminalität und anderer, vergleichbarer Schwerkriminalität erhöht werden. Die
Regierung rechnet mit zehn bis fünfzehn Fällen und Kosten von zwei Millionen Franken
pro Jahr, welche hälftig zwischen Bund und Kantonen geteilt werden sollen. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.11.2012
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Auf den 19. Januar 1990 setzte der Bundesrat eine sogenannte vorläufige Negativliste in
Kraft, welche die erlaubten Aktivitäten der politischen Polizei stark einschränkt. Darin
wird den kantonalen Stellen und der Bundesanwaltschaft untersagt, weiterhin Daten
über die Ausübung demokratischer Rechte zu erheben und zu sammeln, sofern nicht
der Verdacht einer strafbaren Handlung besteht. Reisen ins Ausland sowie die
politische Tätigkeit von Parteien und Parlaments- und Regierungsmitgliedern dürfen
nur noch im ausdrücklichen Auftrag des Bundes überwacht werden. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.01.1990
HANS HIRTER

Bei der organisatorischen Regelung des Einsichtsrechts in die Staatsschutzakten tat
sich der Bundesrat schwer. Zuerst sah er vor, dass den Gesuchstellern unter Aufsicht
von Beamten der Bundesanwaltschaft in den Kantonshauptorten Einsicht in eine Kopie
ihrer Karteikarte gewährt werden sollte. Nachdem erste Versuche in der Stadt Bern
unbefriedigend verlaufen waren, regelte er mit einer am 5. März 1990 erlassenen
Verordnung das Einsichtsrecht in die nach Personen erschlossenen Staatsschutzakten
(d.h. die Fichen und direkt dazugehörende Dossiers) neu. Zuständig für die Gewährung
des Einsichtsrechts wurde ein vom Bundesrat eingesetzter Sonderbeauftragter. Die
Gesuchsteller erhalten von diesem Sonderbeauftragten eine Kopie ihrer Fiche
zugeschickt, wobei bestimmte Angaben (z.B. über private und ausländische
Informanten und laufende Ermittlungen) abgedeckt werden. Zur Behandlung von
Beschwerden, welche sich aus der Anwendung dieser Verordnung ergeben, wurde eine
Ombudsstelle geschaffen, welche alle Staatsschutzakten des Polizeidienstes der
Bundesanwaltschaft einsehen kann. Verschiedene von der Linken und den Grünen
eingereichte Motionen zur Offenlegung der Fichen und Dossiers wurden danach vom
Nationalrat entweder als bereits erfüllt abgeschrieben oder aber nur in Postulatsform
überwiesen. Eine Motion der SP, welche eine automatische Benachrichtigung aller
Fichierten – mit Ausnahme derjenigen, gegen welche ein gerichtspolizeiliches
Verfahren läuft – verlangte, wurde hingegen abgelehnt. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.03.1990
HANS HIRTER

Umstritten in dieser Verordnung war auch der Auftrag an den Staatsschutzbeauftragten,
nicht mehr benötigte Fichen zu vernichten. Linke Parlamentarier und auch
Geschichtswissenschafter protestierten gegen diese Aktenvernichtung unter anderem
mit dem Argument, dass damit die wissenschaftliche Erforschung der neueren
Schweizer Geschichte erschwert oder gar verunmöglicht werde. Der Bundesrat hielt
zwar grundsätzlich an seiner Meinung fest, dass es nicht sinnvoll sei, die Fichen zu
archivieren. Da er aber ein Wissenschafterteam unter der Leitung des Basler

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.10.1990
HANS HIRTER
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Geschichtsprofessors Georg Kreis mit der Aufarbeitung der Entwicklung des
schweizerischen Staatsschutzes beauftragt habe, werde über Ausmass und Zeitpunkt
der Aktenvernichtung ohnehin erst später entschieden. Angesichts des grossen
personellen Aufwands, den die Bearbeitung der mehr als 300'000 Einsichtsgesuche
erfordert, wurden auch Stimmen laut, welche die Übung nach der Verschickung der
Fichenkopien beenden möchten. Der Ständerat überwies in diesem Sinn ein Postulat
Hunziker (fdp, AG), welches die Dossiers nur in speziellen Fällen (z.B. bei
Schadenersatzklagen) zugänglich machen möchte. Nationalrat Eisenring (cvp, ZH)
verlangte mit einem noch nicht behandelten Postulat, dass angesichts der geschätzten
Kosten von rund 50 Mio Fr. sogar die Offenlegung der Fichen abgebrochen werden
soll. 5

Ende Oktober 1990 gab Bundespräsident Koller eine Verordnung über den Staatsschutz
welche als Übergangslösung bis zum Entscheid über ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die präventive Polizeitätigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschränken muss. Mit
der politischen Aktivität von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Übergangslösung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurück, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stützen könne. Während die FDP ebenfalls Einwände vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklären, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als möglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.10.1990
HANS HIRTER

In dieser Verordnung ist auch festgehalten, dass von kantonalen und kommunalen
Polizeiorganen erstellte Akten zu Bundesakten geworden sind, wenn sie an die
Bundespolizei weitergeleitet worden sind, oder als Vorarbeiten zu solchen Akten
gedient haben. Da diese Umschreibung für die Mehrzahl der Akten der kantonalen
Staatsschutzstellen zutrifft, sind die Kantone demnach in den meisten Fällen nicht
berechtigt, in eigener Regie Einsicht in diese in einzelnen Kantonen sehr
umfangreichen Datensammlungen zu gewähren. Diese Regelung wurde nicht nur von
den Fichierten, sondern in mehreren Kantonen auch von den Behörden und von
Staatsrechtlern bestritten. Unter anderem sprach der Genfer Regierungsrat mit einer
beim Bundesgericht eingereichten staatsrechtlichen Klâge dem Bund die Kompetenz
zum Erlass dieser Verordnung ab. Einen ersten Entscheid in dieser Angelegenheit fasste
das Verfassungsgericht von Baselland. Es stellte fest, dass keine rechtlichen Grundlagen
für die Tätigkeit einer politischen Polizei vorhanden seien, und deshalb der Bund auch
kein Verfügungsrecht über vom Kanton angelegte Akten aus diesem Bereich anmelden
könne. In den meisten Kantonen beschlossen die Parlamente, die Tätigkeit und die
Registraturen der kantonalen politischen Polizei zu untersuchen. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 14.12.1990
HANS HIRTER

Der Bundesbeschluss regelt im weiteren die Vernichtung von Akten der
Bundesanwaltschaft. Der Sonderbeauftragte für Staatsschutzakten soll demnach
diejenigen Akten vernichten, welche für die künftige Staatsschutztätigkeit nicht mehr
benötigt werden und für die auch keine Einsichtsgesuche hängig sind. Für die
Geschichtsforschung besonders wichtige Akten, z.B. über Parteien, Organisationen und
bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sollen hingegen archiviert werden.
Der Bundesrat konnte sich bei diesem Antrag auf eine von beiden Ratskammern
überwiesene PUK-Motion stützen, welche unter anderem verlangt hatte, dass
«überholte Einträge und Dokumente» zu vernichten seien. Entgegen dem Wunsch des
Bundesrates konnte der Beschluss noch nicht in der Wintersession behandelt werden,
da die erstberatende Ständeratskommission entschied, namentlich zur Frage der
Aktenvernichtung noch Hearings durchzuführen. Hingegen lehnte der Nationalrat in der
Wintersession mit 84 zu 65 Stimmen ein Postulat Leuenberger (sp, SO) gegen die
Vernichtung von Staatsschutzakten ab. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER
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Gestützt auf die Generalklausel BV 102.8, welche die Landesregierung zur Wahrung der
Interessen der Schweiz nach aussen ermächtigt, setzte der Bundesrat auf den 19.
Dezember eine bis längstens Ende 1994 geltende neue Verordnung in Kraft. Darin wird
für jugoslawische Staatsangehörige der Erwerb und das Tragen von Schusswaffen
jeglicher Art verboten. Für alle anderen Ausländer ohne Niederlassungsbewilligung ist
für den Erwerb von Schusswaffen (also auch von Halbautomaten und Gewehren) eine
von der Polizei ausgestellte Bewilligung erforderlich; für nicht in der Schweiz
Wohnhafte zusätzlich auch noch eine Waffenausfuhrbewilligung. Diese von den Medien
kaum zur Kenntnis genommenen neuen Strafnormen betreffen auch die Anbieterseite;
für gewerbsmässige Waffenhändler sind besonders strenge Strafen vorgesehen. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.12.1991
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Dossiereinsicht und -vernichtung.
Ausgehend vom Grundsatz, dass ein früher gegebenes Versprechen nicht widerrufen
werden soll, beschloss er bei der Dossiereinsicht für diejenigen Personen, welche ihr
Gesuch vor dem 1. April 1990 gestellt hatten, eine grosszügigere Lösung, als dies der
Bundesrat vorgeschlagen hatte. Auch Gesuchsteller, deren Dossier nach Einschätzung
des Sonderbeauftragten nicht mehr Informationen als die Fichenkarte enthält, sollen
auf ihrer Einsichtsforderung insistieren dürfen. Wer sein Gesuch erst nach dem 1. April
gestellt hatte, soll wie vom Bundesrat vorgeschlagen, sein Dossier nur dann einsehen
können, wenn er einen erlittenen Schaden glaubhaft machen kann.

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.03.1992
HANS HIRTER

Ebenfalls nicht anfreunden konnte sich der Ständerat mit dem Vorschlag, dass der
Sonderbeauftragte die Vernichtung von Akten anordnen soll, welche für die zukünftige
Staatsschutztätigkeit nicht mehr benötigt werden und von keinem besonderen
Interesse für die Geschichtsforschung sind. Er ging hier auf die Einwände der
Wissenschaft ein und beschloss, dass alle Akten, die vom Staatsschutz nicht mehr
gebraucht werden, zu archivieren und mit einer Sperrfrist von 50 statt wie üblich 35
Jahren zu belegen seien. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes räumte er jedoch
den Fichierten das Recht ein, die Vernichtung der sie betreffenden Dokumente zu
verlangen. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.03.1992
HANS HIRTER

Die Kommissionsmehrheit des Nationalrats schloss sich diesen Entscheiden – mit der
Ausnahme des individuellen Rechts auf Aktenvernichtung – weitgehend an. Das Plenum
beschloss dann aber auf Antrag der von Leuba (Ip, VD) angeführten bürgerlichen
Kommissionsminderheit mit 75 zu 71 Stimmen eine wesentlich restriktivere Lösung,
welche noch hinter den Vorschlag des Bundesrats zurückging. Sie sah vor, dass nur
diejenigen Einsicht in ihre Dossiers erhalten sollen, die glaubhaft machen können, dass
ihnen wegen der Fichierung materieller oder ideeller Schaden entstanden ist. Als
wichtigstes Argument gegen eine liberalere Einsichtgewährung wurden die hohen
Kosten (CHF 60-80 Mio.) ins Feld geführt. In der Frage der Aktenarchivierung schloss
sich der Nationalrat dem Ständerat an, strich aber die Möglichkeit, Dokumente auf
Antrag von Betroffenen zu vernichten. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.1992
HANS HIRTER

In der Differenzbereinigung verzichtete der Ständerat auf das Recht für
Einzelpersonen, die Vernichtung der sie betreffenden Akten zu verlangen. Bezüglich
der Akteneinsicht beharrten jedoch beide Räte in einer ersten Runde auf ihren
Positionen. Im Nationalrat sprach sich in einer Abstimmung unter Namensaufruf eine
Mehrheit, gebildet aus den geschlossenen Fraktionen der SVP, der LP und der AP sowie
einer sehr deutlichen Mehrheit der FDP und einer knappen der CVP und der SD/Lega,
für das Festhalten an der restriktiven Lösung aus. In der Suche nach einem Kompromiss
schlug der Ständerat dann vor, dass den 28'000 Fichierten, welche vor dem 1. April 1990
Einsicht sowohl in die Fiche als auch in allfällige Dossiers verlangt hatten, dieses Recht
grundsätzlich gewährt werden soll. Auf die vom Bundesrat vorgeschlagene kostspielige
Abklärung der Frage, ob ein Dossier erheblich mehr Informationen enthält als die Fiche,
wurde damit verzichtet. Hingegen sollen die Gesuchsteller angefragt werden, ob und
aus welchen Gründen sie überhaupt an ihrem Gesuch festhalten wollen, wobei der
Sonderbeauftragte über die Stichhaltigkeit dieser Begründung entscheidet. Der
Nationalrat schloss sich dieser Lösung an. 12
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Der Bundesrat setzte die vom Parlament im Vorjahr verabschiedeten Rechtsgrundlagen
für die Einsicht in die Dossiers der Bundesanwaltschaft in Kraft. Von den 29'000
Fichierten, welche ursprünglich auch Dossiereinsicht verlangt hatten, hielten rund
5'000 an ihrem Begehren fest. 13

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.04.1993
HANS HIRTER

Die vom Bundesrat in die Vernehmlassung gegebene Verordnung zum neuen
Waffengesetz stiess auf massive Kritik: für einige Kantone und auch für die bürgerlichen
Parteien war sie zu detailliert und ging über die gesetzlichen Vorgaben hinaus; für die
SP andererseits war sie zu lasch ausgefallen. Der Bundesrat liess sich durch diese
Reaktionen nicht beirren und setzte Gesetz und Verordnung auf den 1. Januar 1999 in
Kraft. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.09.1998
HANS HIRTER

Das Attentat in Norwegen am 23. Juli 2011 rief den Wunsch nach einer stärkeren
Kontrolle des Internetverkehrs hervor. Obwohl die umstrittene Revision des Gesetzes
über die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) noch immer auf Eis
lag, sollen durch eine Teilrevision der Verordnung über die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs dem bundesrechtlichen Überwachungsdienst weitere Kompetenzen
zur Überwachung des Internets im Rahmen eines ordentlichen Strafverfahrens des
Bundes oder des Kantons eingeräumt werden. Gegenstimmen kritisierten die
ökonomischen Folgen, und dass mit dem Erlass der Verordnung das Parlament
umgangen werde. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 28.07.2011
NADJA ACKERMANN

Um eine effiziente Strafverfolgung auch in Zukunft sicherzustellen, aktualisierte der
Bundesrat im Oktober 2014 das 15 Jahre alte Verordnungsrecht betreffend den
Abgleich von DNA-Profilen. Die Anpassungen waren aufgrund der technischen
Fortschritte notwendig geworden. Da die Analysegeräte immer leistungsfähiger werden
und damit ein aktuell unbrauchbares DNA-Profil in Zukunft zur Fallaufklärung beitragen
könnte, soll das biologische Material künftig 15 statt nur 5 Jahre aufbewahrt werden. Im
selben Schritt wurde auch die Totalrevision der DNA-Analyselabor-Verordnung durch
die Justizministerin genehmigt. Beide Revisionen treten per 1. Januar 2015 in Kraft. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.10.2014
NADJA ACKERMANN

Polizei

Der Bundesrat setzte die Verordnung über die Sicherheitsorgane der
Transportunternehmen im öffentlichen Verkehr (VST) in Kraft, welche der
Transportpolizei das Tragen von Waffen erlaubt. Damit konkretisiert die Verordnung das
2010 erlassene Bundesgesetz gleichen Namens. In den Räten war die Frage über die
Bewaffnung der Sicherheitsorgane umstritten gewesen und war deshalb an den
Bundesrat delegiert worden. Mit seinem Entscheid trägt der Bundesrat der Meinung der
Polizei- und Bahngewerkschaften sowie der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren
Rechnung, die in der Anhörung vom Herbst 2010 eine Bewaffnung gefordert hatten.
Obwohl zuerst ablehnend eingestellt, entschied sich im September auch die SBB, ihre
Transportpolizei (Bahnpolizei) mit Schusswaffen auszurüsten. (Siehe auch hier.) 17

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.08.2011
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Durant les délibérations aux Chambres et auparavant dans les commissions, la question
du maintien du droit de référendum lors de l'adaptation du droit fédéral au droit de
l'EEE suscita un large débat. Le Conseil fédéral avait opté en faveur d'une procédure
législative spécifique qui prévoyait la délégation des compétences au parlement pour
toutes les modifications législatives qui devaient entrer en vigueur le 1e janvier 1993.
Plusieurs motifs ont été avancés par le gouvernement pour justifier une telle
procédure: tout d'abord, celle-ci permettait de respecter les obligations
internationales de la Suisse — entrée en vigueur de l'EEE le 1.1.1993. —; ensuite, elle
constituait une procédure simple et transparente qui ne donnait pas l'illusion aux
citoyens qu'ils auraient la possibilité de s'opposer sur le fond aux modifications
législatives et, enfin, elle garantissait la cohérence et la sécurité du droit. Dès les
premières séances des commissions parlementaires, un accord s'est dessiné entre les
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représentants des partis gouvernementaux pour s'opposer à la ligne restrictive du
Conseil fédéral et maintenir dans une plus large mesure le droit de référendum.
Estimant que la marge de manœuvre du législateur dans la procédure d'adaptation était
plus large que prévue, la commission du Conseil des Etats, à laquelle s'est ralliée sa
consœur de la chambre basse, a proposé d'introduire un nouveau type de référendum,
le référendum a posteriori. Son lancement n'aurait pas eu d'effet suspensif et la loi
contestée serait entrée en vigueur; si la loi avait été rejetée en votation populaire,
celle-ci aurait immédiatement cessé d'être en vigueur et c'est le droit de I'EEE qui
aurait primé; par la suite, une nouvelle loi fédérale eurocompatible aurait dû être
adoptée. 18

Aux Chambres, les députés ont suivi les propositions des commissions parlementaires;
l'article 20 des dispositions transitoires de la Constitution prévu dans l'arrêté
d'approbation a ainsi été modifié par l'adjonction d'un alinéa prévoyant le maintien du
droit de référendum contre les adaptations législatives. Pour des raisons de
transparence et d'honnêteté vis-à-vis des citoyens et afin d'éviter certains litiges entre
le droit européen et le droit fédéral, la chambre haute avait proposé une disposition
qui exprimait clairement la primauté du droit de I'EEE en cas de référendum, ce qui
était une façon d'indiquer la portée limitée du référendum a posteriori. Estimant que
ce principe allait de soi et qu'il était pas indispensable de le mentionner explicitement,
le Conseil national a refusé, par 91 voix contre 80, de se rallier à la solution des
sénateurs, ce à quoi se rallia la chambre des cantons. La commission des institutions
politiques de la chambre basse a également donné suite, sous la forme d'une initiative
parlementaire, à la proposition socialiste d'introduire un référendum constructif qui
consisterait en la possibilité de présenter une contre-proposition lors d'une demande
de référendum. En raison de la portée de cette réforme, qui dépassait le cadre des
adaptations législatives dues à la reprise du droit de I'EEE et afin d'examiner cette
question de manière approfondie, les députés ont décidé de renvoyer ce texte à la
commission.

Par ailleurs, la chambre haute, sur une proposition du libéral vaudois Reymond, a
modifié l'article de l'arrêté d'approbation relatif à la participation des cantons lors de la
mise en oeuvre et du développement futur du droit de l'EEE de telle manière que le
respect des compétences des autorités cantonales soit renforcé, notamment par la
participation de celles-ci à la formation des mandats des négociateurs helvétiques. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.10.1992
ANDRÉ MACH

Landesverteidigung

Militäreinsätze

Le parlement a accepté le projet d’arrêté fédéral simple concernant l’engagement de
l’armée pour la protection de représentations étrangères. Le gouvernement a requis, a
posteriori, l’aval des Chambres en vertu de la loi sur l’armée et l’administration militaire
(LAAM). Cette dernière oblige l’exécutif à faire approuver lors de la session suivante la
mise à disposition de troupes aux autorités civiles. Appelés «service d’appui», l’objectif
de ces engagements est de protéger notamment les personnes et les biens
particulièrement dignes de protection. Les missions de surveillance avaient déjà été
autorisées par le Conseil fédéral et avaient commencé en 2001 sur la demande de la
ville de Berne. Ces formations avaient été mises à disposition de la police municipale
de la capitale, en complément des membres du Corps des Gardes-fortifications (CGF).
Déjà en appui subsidiaire aux forces de polices de Genève et de Bern dès fin octobre
2001, le CGF ne pouvait plus mettre de moyens à disposition des autorités civiles. Selon
l’arrêté fédéral simple, cet engagement doit durer jusqu’à la fin juin 2003 au plus tard
et ne pas dépasser 700 militaires. S’il n’y a eu aucun vote contraire dans les deux
chambres, certains conseillers nationaux se sont toutefois abstenus. Aux 10 abstentions
du groupe écologiste se sont ajoutées des socialistes et une du Parti du travail pour
arriver à un total de 29. Les verts ont estimé que la protection de représentations
étrangères n’avait pas de caractère militaire mais devait être assumée par des corps de
police. Ils ont également remis en cause la crédibilité de l’attribution d’une telle
mission à de jeunes soldats. 20
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Le Conseil fédéral a arrêté en fin d’année les lignes directrices concernant des aspects
fondamentaux de la sécurité intérieure. En matière militaire, c’est principalement la
volonté d’institutionnaliser les missions d’appui subsidiaire qui ont été soulignées. 21

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.11.2002
ROMAIN CLIVAZ

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Les réactions à l’OME ne se sont pas faites attendre et la Confédération s’est vue
attaquée de toutes parts, notamment par les protagonistes du référendum, les partis
gouvernementaux bourgeois et les autres partisans d’une libéralisation du marché de
l’électricité. Les reproches formulés par les référendaires étaient que les petits
consommateurs seraient les grands perdants du chambardement et que la sécurité de
l’approvisionnement n’était pas garantie. D’après eux, les coûts de réseau seraient
calculés de manière à frapper fortement les ménages, qui par définition, consomment
beaucoup de courant de pointe et à favoriser les gros consommateurs qui utilisent du
courant régulièrement. Par conséquent, même si les prix de l’électricité baissent, la
facture finale sera plus onéreuse pour les consommateurs consommant moins de 4000
kWh par an. Quant à l’approvisionnement, les mesures prises par la Confédération ne
résoudraient rien selon eux. En effet, les capacités de production ne pourraient être
étendues que trop lentement avec l’ordre de construire de nouvelles installations
(durée entre cinq à vingt ans). L’OME a aussi provoqué une levée de boucliers d’une
grande partie des 1200 entreprises électriques suisses directement touchées par ce
projet. Le droit de timbre prévu sur le passage du courant et basé sur un rendement
des réseaux de 5,6% était un des points contesté. Les professionnels de la branche
électrique s’opposaient au choix prioritaire de la valeur comptable des immobilisations
dans le calcul du droit de timbre et jugeaient trop bas ce dernier pour permettre une
exploitation rentable des lignes électriques. Pour eux, ce modèle de benchmarking
(moyenne) occasionnerait une pression sur les prix de transport en égalisant le droit
timbre. Le fort interventionnisme de l’Etat, qui pourrait, via les autorités cantonales,
également s’en mêler, en obligeant les distributeurs et producteurs à se regrouper, si la
différence du prix d’acheminement dépasse 25% à l’intérieur du canton, n’était pas
non plus au goût des entreprises électriques. L’Association des entreprises électriques
suisses (AES), qui approuvait la libéralisation du marché et la LME, estimait que
l’ordonnance, sous cette forme n’était pas conforme à la loi. A l’identique, la
conférence des directeurs cantonaux de l’énergie demandait que certains points de
l’ordonnance soient retravaillés. Les partis politiques ont également exprimé leur
scepticisme à l’égard de l’OME. L’UDC lui reprochait d’introduire des
surréglementations et de ne pas garantir la sécurité de l’approvisionnement. Tout
comme l’UDC, les radicaux estimaient que le texte faisait trop de concessions à la
gauche. Le PDC critiquait le mode de calcul de la facturation, qui ne garantissait pas
l’égalité de traitement de tous les clients et s’inquiétait pour l’approvisionnement. Ces
trois partis demandaient au Conseil fédéral de retravailler l’OME afin qu’elle satisfasse
ceux qui soutenaient la libéralisation du marché plutôt que ceux qui s’y opposaient. Le
PS était déchiré, depuis le dépôt du référendum, entre l’aile romande qui s’opposait à
une loi qu’elle considérait comme néo-libérale et la majorité alémanique à sensibilité
écologique qui préférait une ouverture contrôlée à une évolution sauvage et la
dénonciation du statu quo assurant la survie du nucléaire. Sa position fut de rejeter la
forme de l’OME et d’en exiger une révision, car tout comme le Parti écologiste, il
craignait des conséquences néfastes pour les petits consommateurs. Les cantons
alémaniques, bien qu’ils soient favorables à la libéralisation, ont opté pour une
démarche commune de rejet de l’OME mise en consultation. En résumé, il s’est avéré
que tous les partis et groupes d’intérêts ont rejeté l’OME et ont souhaité que la
Confédération remette l’ouvrage sur le métier afin d’en rédiger une nouvelle
mouture. 22
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Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

La campagne sur ce référendum fut terne, tant l'importance des deux initiatives anti-
nucléaires sur lesquelles les citoyens devaient se prononcer le même jour éclipsa
l'objet du vote. Le débat se déroula en bonne partie autour du problème européen,
dont l'analyse Vox de cette votation souligne d'ailleurs l'importance, en termes
d'harmonisation des normes, dans les motivations de vote des acceptants. Cela est à
mettre en relation avec le oui massif des Romands; cette région linguistique,
généralement opposée à toute restriction de la circulation routière, est également celle
dont la sensibilité européenne est la plus aiguë. Le non des opposants, s'il était motivé
par la crainte d'accidents et d'atteintes à l'environnement, ne s'est, par contre, pas
cristallisé autour du problème de l'intégration européenne. 23

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 23.09.1990
SERGE TERRIBILINI

Eisenbahn

Nachdem das Parlament im Bundesgesetz über die Sicherheitsorgane der
Transportunternehmen im öffentlichen Verkehr den Entscheid über die in den Räten
äusserst umstrittene Bewaffnung der Sicherheitsorgane (Transportpolizei und
Sicherheitsdienst) in Art. 2 an den Bundesrat delegiert hatte, regelte dieser deren
Ausrüstung in einer Verordnung, die am 1. Oktober 2011 in Kraft trat. Demnach kann der
Sicherheitsdienst, der auch von entsprechend ausgebildetem privatem
Sicherheitspersonal ausgeübt werden darf, mit Fesselungsmitteln, Pfeffersprays,
Diensthunden und Schlagstöcken, die Transportpolizei zusätzlich mit Feuerwaffen
ausgerüstet werden. Der Verband öffentlicher Verkehr (VöV), die kantonale Konferenz
der Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD), der Verband Schweizer Polizei-Beamter und
die Gewerkschaft des Verkehrspersonals (SEV) begrüssten die Verordnung. Nachdem sie
die Ausrüstung der Bahnpolizei mit Handfeuerwaffen in der Anhörung noch abgelehnt
hatten, entschieden sich die SBB im Herbst des Berichtsjahrs für eine entsprechende
Bewaffnung ihrer Sicherheitsorgane ab Sommer 2012. Die BLS hingegen blieb bei ihrer
ablehnenden Haltung. 24

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Anfangs Oktober 2019 gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass sich
der Bund neu pro Jahr mit bis zu CHF 500'000 an den Sicherheitskosten von
«besonders gefährdeten Minderheiten» beteiligen wird. Die entsprechende
Verordnung sei auf ein Konzept des Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS)
zurückzuführen. Die Gelder sollen gemäss Medienmitteilung für Massnahmen eingesetzt
werden, mit denen Straftaten verhindert werden können – wie beispielsweise durch die
Installation von Überwachungskameras –, jedoch nicht für Sicherheitspersonal. Um
Unterstützungsleistungen zu erhalten, wird nebst einem erhöhten Sicherheitsrisiko
verlangt, dass die Minderheitsgruppen über eine «gefestigte Bindung zur Schweiz und
ihren Werten» verfügen. Jüdische und muslimische Glaubensgemeinschaften dürften
gemäss Medienmitteilung im Zentrum dieser Massnahme stehen. Die Verordnung trat
am 1. November 2019 in Kraft. 25
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Heimatschutz und Denkmalpflege

Das Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG) vom 1. Juli 1966
konkretisiert die Bestimmungen von Art. 78 BV, welcher besagt, dass der Bund bei der
Erfüllung seiner Aufgaben die öffentlichen Interessen hinsichtlich Landschaften,
Ortsbildern, geschichtlichen Stätten sowie Natur- und Kulturdenkmälern zu
berücksichtigen hat. Art. 5 NHG verpflichtet den Bundesrat, ein Inventar von Objekten
von nationaler Bedeutung zu erstellen, wobei er hierzu vorgängig die Kantone
anzuhören hat. Gestützt auf ebendiesen Artikel hatte der Bundesrat, in Ergänzung des
Bundesinventars der Landschaften und Naturdenkmäler (BLN) und Bundesinventars der
historischen Verkehrswege der Schweiz (IVS), am 9. September 1981 das Bundesinventar
der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS) mit der
zugehörigen Verordnung erlassen. Dieses führt und dokumentiert die wertvollsten und
bedeutendsten Siedlungen der Schweiz, hat hierbei aber weder einen Schutz- noch
einen Planungsanspruch, sondern dient lediglich als Konsultationsinstrument im
jeweiligen Planungsprozess. Zugleich bildet es aber als nationales Fachinventar den
einzigen schweizweit vereinheitlichten Normenkatalog zur qualitativen Beurteilung von
Ortsbildern und dient somit als wichtige Grundlage für die Siedlungsentwicklung. 
Aktuell führt das ISOS 1274 Objekte über alle Kantone, die nach der ISOS-Methode
inventarisiert wurden und als analoge bzw. digitale Ortsbildaufnahmen verfügbar sind.
Gerade die Erweiterung im digitalen Bereich hatte dazu geführt, dass die ISOS-Methode
einer eingehenden Prüfung, Überarbeitung und Anpassung unterzogen wurde, da mit
der Inkraftsetzung des Bundesgesetzes über Geoinformationen (GeoIG) das
Bundesinventar künftig als Geodatensatz im Geoportal des Bundes zugänglich gemacht
werden sollte. Dies bedurfte einer Überführung des für eine analoge Darstellung
konzipierten Instrumentes in eine digitale Form. Zugleich sah sich das BAK aus Gründen
der Rechtssicherheit verpflichtet, sicherzustellen, dass die alte und neue Methode auf
den gleichen Grundsätzen und -regeln beruhen. 
Ende November 2018 schickte nun das BAK die Totalrevision der Verordnung über das
Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (VISOS) in die
Vernehmlassung, da mit einem 2015 in Auftrag gegebenen Rechtsgutachten die
Notwendigkeit einer Revision, unter Berücksichtigung der mit dem
Bundesgerichtsentscheid Rüti (ZH) vom 1. April 2009 wachsenden Bedeutung des ISOS,
immer deutlicher wurde. Die VISOS soll in der Folge – unter dem Aspekt des
Legalitätsprinzips – an ihre beiden Schwesterverordnungen angeglichen werden und
neu die massgebenden Grundsätze der aufzunehmenden ISOS-Objekte sowie die
entsprechenden methodischen Prinzipien regeln. Des Weiteren soll mit den
angestrebten Erneuerungen unter anderem auch die Rechtssicherheit für Kantone und
Gemeinden erhöht werden. Die Vernehmlassung ist vom 30. November 2018 bis zum 15.
März 2019 angesetzt. 26

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 30.11.2018
MELIKE GÖKCE

Mitte September 2019 veröffentlichte das BAK die Vernehmlassungsergebnisse zur
Totalrevision der Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten
Ortsbilder der Schweiz (VISOS). Gesamthaft waren 92 Akteure (Kantone, Parteien,
Dachverbände und weitere Organisationen) zur Stellungnahme eingeladen worden,
wovon 54 auch antworteten. 26 der insgesamt 80 eingegangenen Antworten waren
sogenannte Spontanantworten, d.h. sie stammten von nicht explizit eingeladenen
weiteren Organisationen. 
Das BAK deutete diese rege Rücklaufquote als ein «grosses Interesse» an der
angestrebten Revision, die mehrheitlich auf ein positives Echo stiess. So fand die
Revision in ihrer Gesamtheit bei 52 Stellungnahmen Anklang, wobei drei Akteure (die
Kantone GE, JU, UR) ihre vollständige Zustimmung und 18 weitere Kantone, die SP, der
SSV und 29 weitere Organisationen ihre Zustimmung mit Anpassungsbedarf geltend
machten. Besonders hervorgehoben wurde hierbei, dass die
Harmonisierungsbestrebungen der VISOS mit den Schwesterverordnungen VBLN und
VIVS mehr Rechtssicherheit und eine grössere Legitimität der drei Inventare schaffe
und die Objektivität sowie Wissenschaftlichkeit des ISOS durch die Aufnahme der
Legaldefinition gesteigert würden. Zudem erhöhe die Festsetzung der Bestimmungen
sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene die Planungssicherheit und eine
Festlegung der Aufnahmekriterien auf Verordnungsstufe stärke das ISOS als
raumplanerisches Instrument, was besonders im Bereich der Raumplanung zu mehr
Rechts- und Planungssicherheit beitrage. 15 der zustimmenden Organisationen waren
von diesen positiven Aspekten derart überzeugt, dass sie gar auf eine möglichst
zeitnahe Inkraftsetzung der Revisionsvorlage durch den Bundesrat bestanden.
Dem gegenüber standen 26 Stellungnahmen, die eine Totalrevision in der dargebotenen
Form vollständig (Kanton SG, die SVP und der SGV) oder mit Eventualanträgen (Kantone
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GR, NE, SO und ZG, vier Dachverbände und 15 Organisationen) ablehnten. Der Entwurf
nehme die kantonalen Anliegen hinsichtlich der ISOS-Methode zu wenig auf und schaffe
neue Hürden für die Interessenabwägung. Des Weiteren seien allgemeine
Entwicklungsperspektiven und Ziele der Siedlungsentwicklung nach innen nicht
entsprechend gewichtet worden. Zudem sei der Zeitpunkt der Revision äusserst
ungünstig gewählt, da mit der Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308) und den
parlamentarischen Initiativen Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 17.525) und Egloff (svp, ZH; Pa.Iv.
17.526) aktuell noch ISOS-relevante Vorstösse im Parlament hängig seien. Entsprechend
beantragten 16 Stellungnahmen explizit die Sistierung der Revision, wovon sechs einen
partnerschaftlichen Klärungsanstoss hinsichtlich der offenen Fragen von Bund und
Kantonen forderten und zehn die parlamentarische Beratung der hängigen Geschäfte
abwarten wollten. 27

An seiner Sitzung vom 13. November 2019 hiess der Bundesrat schliesslich die
Totalrevision der Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten
Ortsbilder der Schweiz (VISOS) gut. Somit sind neu, mit Inkrafttreten per 1. Januar
2020, u.a. die Aufnahmegrundsätze für das Objektinventar des ISOS auf
Verordnungsstufe geregelt. 28
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